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Friedensengagement

Schulstreiks gegen Wehrpflicht am Tag der Befreiung
Junge Menschen wollen nicht töten und sterben für Deutschland

In zahlreichen Städten Baden-Württembergs 
beteiligten sich am 8. Mai hunderte Schü-
ler*innen an den bundesweiten Schulstreiks 

gegen Wehrpflicht und Militarisierung. Protes-
te und Kundgebungen fanden unter anderem in 
Mannheim, Stuttgart, Freiburg, Karlsruhe, Kon-
stanz, Ulm, Heidelberg, Tübingen, Reutlingen, 
Heilbronn, Ravensburg, Offenburg und Schwä-
bisch Gmünd statt. Bundesweit gingen in mehr 
als 150 Städten zehntausende junge Menschen 
auf die Straße.

Die Forderungen waren deutlich: Nein zur 
Wehrpflicht. Nein zur Militarisierung von Schulen 
und Hochschulen. Keine Bundeswehrwerbung an 
Bildungseinrichtungen. Statt Milliarden für Auf-
rüstung forderten viele Investitionen in Bildung, 
Soziales und Klimaschutz. Immer wieder wurde 
betont, dass junge Menschen nicht auf Krieg vor-
bereitet, sondern zu Frieden, Demokratie und zi-
viler Konfliktlösung befähigt werden sollten.

Dass die Proteste am 8. Mai, dem Tag der Be-
freiung vom Faschismus, stattfanden, war kein 
Zufall. Viele Redebeiträge erinnerten daran, wo-

hin Militarismus, Nationalismus und gesellschaft-
liche „Kriegstüchtigkeit“ historisch geführt haben. 
Für viele Teilnehmende bedeutet „Nie wieder“ 
auch heute, sich gegen neue Wehrpflichtmodelle 
und gegen die fortschreitende Militarisierung der 
Gesellschaft zu stellen.

Auch die DFG-VK Baden-Württemberg unter-
stützte die Schulstreiks dort, wo sie angefragt wur-
de und helfen konnte – unter anderem in Mann-
heim, Freiburg, Karlsruhe, Stuttgart, Konstanz, 
Reutlingen und Tübingen. Dabei war uns wichtig, 
die Proteste solidarisch zu begleiten, ohne sie zu 
vereinnahmen. Die jungen Menschen organisie-
ren diese Aktionen selbstständig und mit großer 
Ernsthaftigkeit. Unsere Aufgabe sehen wir darin, 
Unterstützung anzubieten, Erfahrungen weiterzu-
geben und Räume zu öffnen.

Mit Sorge beobachten wir zugleich erste Re-
pressionen gegen streikende Schüler*innen. Teil-
weise wurden wegen Schildern oder politischer 
Aussagen Ordnungsgelder angedroht oder ver-
hängt. An manchen Schulen wurde das Fernblei-
ben vom Unterricht repressiv behandelt. Wir stel-

Liebe Friedensbewegte,
die Eskalationsspirale der Gewalt 
dreht sich immer weiter. Die Welle  
der Militarisierung erfasst immer 
mehr Bereiche unseres gesellschaft-
lichen Lebens. Aufrüstungswahn 
und Kriegslust greifen um sich, die 
Wehrpflicht kehrt schrittweise zu-
rück und Kinder und Schulen gera-
ten zunehmend in den Fokus militä-
rischer Interessen.
Diese Ausgabe der Südwest-Kontak-
te zeigt aber auch etwas anderes. 
Diese Gesellschaft steht keineswegs 
geschlossen hinter diesem Kurs. Es 
gibt Widerspruch und auch viele 
Menschen, die sich für Frieden, Dip-
lomatie und zivile Konfliktlösungen 
einsetzen.
Besonders ermutigend waren wieder 
die Schulstreiks gegen Wehrpflicht 
am Tag der Befreiung. In zahlreichen 
Städten auch im Ländle gingen jun- 
ge Menschen auf die Straße und 
machten deutlich, dass sie sich nicht 
widerspruchslos an eine Logik von 
Aufrüstung und Kriegstüchtigkeit an- 
passen wollen. Es steht uns als DFG-
VK gut an, sie weiter  in diesem  Enga-
gement solidarisch zu unterstützen.
Ebenso wichtig ist die Petition „Frie-
den in den Lehrplan“, die wir unter-
stützen. Denn wenn wir eine fried-
lichere Gesellschaft wollen, müssen 
wir früh Friedensfähigkeit fördern. 
Unterschreibt bitte und werbt dafür.
Lasst uns die Sommermonate nut-
zen, Kraft zu sammeln, Hoffnung zu 
verbreiten und weiter für eine fried-
lichere Welt einzutreten. 
In diesem Sinne wünsche ich Euch 
einen friedlichen Sommer.

Jonas Fehrenbach

rscheel16@gmx.de

Mehrzweckeier: Nicht verbietbare Version des bei Anti-Wehrpflicht-Demos verwendeten und juristisch verfolgten Slogans „Merz, leck´ 
Eier“ – und vielleicht bald das Jugendwort des Jahres 2026



 

Langjährige Mitglieder im  
DFG-VK-Landesverband

Wir beglückwünschen folgende  
Mitglieder, die dem Verband  
so lange die Treue gehalten  
haben (April - September 2026):

55 Jahre 
Roland Arnold, Anton Lehner,
Gisela Kehrer-Bleicher,
Hans-Michael Schneider, Kurt Kutz,
Rudolf Waltert, Helmut Strohmeier
 
50 Jahre 
Werner Schmidt, Thomas Kowoll,
Hermann-Josef Scheid, Manfred Harms,
Rolf Kalt, Hartmann Dörry,
Franz-Josef Friedmann, Gerhard Pfitzer,
Götz Rother
 
45 Jahre 
Bernhard Dörrer, Manfred König,
Lutz-Thomas Abraham, Jörg Sauereisen,
Arne Ortlinghaus, Markus Hauer,
Josef Kaiser, Markus Stephan-Güldner,
Peter Stadtherr, Gunnar Radons,
Ulrike Lambert
 
40 Jahre 
Aydin Mir Mohammadi, Rainer Püttbach,
Roland Linder, Gerd Heintz, 
Rembert Böse, Jörn Engel, Fritz Welde,
Angela-Christin Hornbogen
 
35 Jahre 
Frank Bleckmann, Rainer Kallert,
Rainer Niemczyk
 
30 Jahre 
Jörg Stötzer, Markus Walz
 
25 Jahre 
Max Heinke, Torsten Eggert
 
20 Jahre 
Daniela Kiefer
 
15 Jahre 
Albrecht Dietrich, Maren Witthoeft,
Angelika Leitner
 
10 Jahre 
Werner Ritter, Daniel Weitbrecht,
Reinhard Glatzel, Christine Baisch,
Finnja Vollbrecht
Manfred Streicher
Helga Weiß
Matthias Frank

len uns klar gegen solche Einschüchterungsver-
suche. Junge Menschen haben ein demokrati-
sches Recht darauf, gegen Wehrpflicht und Mili-
tarisierung zu protestieren.

Die vielen Jugendlichen auf den Straßen ha-
ben deutlich gemacht: Es gibt Widerstand gegen 

Die SÜDWEST-KONTAKTE sind die  
Informationsbeilage zur „ZivilCourage“ 
für alle Mitglieder des DFG-VK-Landes- 
verbandes Baden-Württemberg.
Herausgegeben werden sie vom  
Landesvorstand Baden-Württemberg 
Arndtstraße 31, 70197 Stuttgart  
Telefon 0176 - 56 05 66 18  
E-Mail ba-wue@dfg-vk.de

die gesellschaftliche Militarisierung – und dieser 
Widerstand wächst. Das ist ein wichtiges Signal 
für die Friedensbewegung. Der nächste Schul-
streik ist bereits in Planung.

Jonas Fehrenbach

Seit dem 1. Juni läuft die Petition „Frieden 
in den Lehrplan“. Getragen wird sie von 
einem breiten Bündnis friedenspolitischer, 

kirchlicher, gewerkschaftlicher und bildungspo-
litischer Organisationen unter Koordination von 
Pro Peace – Forum Ziviler Friedensdienst. Auch 
die DFG-VK Baden-Württemberg gehört zu den 
Unterstützerinnen der Initiative.

Bereits in den ersten zwei Tagen haben über 
1.000 Menschen unterschrieben. Die Petition 
richtet sich an die Bildungsministerkonferenz 
und fordert, Friedensbildung bundesweit deut-
lich zu stärken und verbindlich in den Schulen 
zu verankern.

Im Mittelpunkt stehen drei Forderungen: 
Friedensbildung soll von der Grundschule bis zur 
Oberstufe in die Lehrpläne aufgenommen wer-
den. Außerdem soll sie in der Aus- und Weiterbil-
dung von Lehrkräften stärker berücksichtigt wer-
den. Schließlich fordert die Petition mehr Fach-
leute für Friedensbildung an Schulen und kriti-
siert, dass beim Thema Krieg und Frieden bislang 
häufig vor allem Jugendoffiziere der Bundeswehr 
als außerschulische Akteure präsent sind.

Friedensbildung bedeutet dabei weit mehr 
als Unterricht über Kriege oder internationale 
Politik. Sie vermittelt Fähigkeiten zum gewalt-
freien Umgang mit Konflikten, zur gewaltfreien 

Kommunikation, 
stärkt de-
mokrat i-
sche Be-
teiligung 
und för-
dert die 
F ä h i g -
keit, unter-
schiedliche 
Interessen fried-
lich auszuhandeln. 
Friedensbildung beginnt des-
halb nicht erst bei internationalen Krisen, son-
dern bereits im Alltag von Schulen und Gesell-
schaft.

Die Petition verweist darauf, dass junge Men-
schen von den aktuellen politischen Entwicklun-
gen besonders betroffen sind. Sie sollen Wehr-
dienst leisten, erleben die Folgen weltweiter 
Kriege und sehen gleichzeitig, wie Milliardenbe-
träge für Aufrüstung bereitgestellt werden. Umso 
wichtiger sei es, dass sie die Möglichkeit erhalten, 
sich informiert mit Fragen von Krieg, Frieden und 
ziviler Konfliktlösung auseinanderzusetzen.

Für die DFG-VK Baden-Württemberg ist die 
Petition von großer Bedeutung. Wer eine fried-
lichere Welt schaffen möchte, darf nicht erst re-

Friedensbildung

Frieden in den Lehrplan  
Neue Petition fordert stärkere Friedensbildung an Schulen5auf 



Kriegsdienstverweigerung
Das Beratungsnetzwerk  
der DFG-VK Baden-Württemberg

kdv-freiburg@dfg-vk.de
kdv-mittelbaden@dfg-vk.de
kdv-karlsruhe@dfg-vk.de
kdv-konstanz@dfg-vk.de
kdv-region-loerrach@dfg-vk.de
kdv-reutlingen@dfg-vk.de
kdv-ulm@dfg-vk.de
kdv-heidelberg@dfg-vk.de (für die 
Regionen Heidelberg, Leimen, Wies-
loch, Sinsheim, Neckargemünd, Eber-
bach)
kdv-mannheim@dfg-vk.de (für die 
Regionen Mannheim, Weinheim und 
Viernheim sowie Ludwigshafen)
kdv-villingen-schwenningen@dfg-vk.
de (für Villingen-Schwennigen und 
den Schwarzwald-Baar-Kreis)
kdv-beratung-herrenberg@vodafo-
nemail.de

ba-wue@dfg-vk.de (wenn deine Re-
gion nicht gesondert aufgeführt ist, 
bitte hierhin schreiben, wir verteilen 
dann an passende Berater*innen)

Landesmitgliederversammlung 2026

Die diesjährige LMV der DFG-VK Ba-
den-Württemberg findet am Samstag, 
18. Juli 2026, von 10:00 bis 16:30 Uhr 
im Clara-Zetkin-Haus (Waldheim), 
Gorch-Fock-Straße 26, Stuttgart statt.
Auf dem Programm stehen ein Vor-
trag von Jürgen Wagner (IMI Tübin-
gen) zum Thema „Olivgrünes Mus-
terländle“, Arbeitsgruppen zu Kriegs-
dienstverweigerung, Schulbesuchen 
und zur Zukunft des Landesverbands 
sowie die Wahl der Delegierten zum 
Bundeskongress.
Für Verpflegung ist gesorgt. Bitte mel-
det euch bis spätestens 10. Juli unter 
ba-wue@dfg-vk.de an und gebt dabei 
eure Essenswahl (vegan, vegetarisch 
oder Fleisch) an.
Der Landesvorstand freut sich auf 
eure Teilnahme.

Auch in diesem Jahr protestierten Friedens-
gruppen aus Heidenheim, dem Ries und 
Ellwangen gegen die sogenannten „Kö-

nigsbronner Gespräche“ in der Hammerschmie-
de Königsbronn. Mit etwa 50 Demonstrierenden 
war der Protest deutlich sichtbarer als im vergan-
genen Jahr. Auch Mitglieder der DFG-VK und der 
Friedensgruppe Heidenheim beteiligten sich an 
der Kundgebung.

Die Veranstaltung gilt seit Jahren als Plattform 
für eine zunehmend militarisierte Sicherheitspo-
litik. Veranstaltet wird sie unter anderem vom 
CDU-Bundestagsabgeordneten Roderich Kiese-
wetter, der Konrad-Adenauer-Stiftung, dem Bil-
dungswerk des Deutschen Bundeswehrverban-
des sowie der Gesellschaft für Sicherheitspolitik.

Im Mittelpunkt der diesjährigen Gesprä-
che stand die Frage, wie Deutschland und Eu-
ropa „resilient“ und „wehrhaft“ gemacht werden 
könnten. Der Militärhistoriker Sönke Neitzel for-
derte dabei offen eine stärkere militärische Aus-
richtung Deutschlands, die Einführung der Wehr-
pflicht sowie den Ausbau der Bundeswehr zur 

„größten Armee Europas“. Zugleich beklagte er, 
politische Strategien würden zu langsam umge-
setzt.

Für uns zeigt sich darin eine gefährliche Ent-
wicklung: Statt über Wege zur Deeskalation, Di-
plomatie und internationalen Verständigung zu 
sprechen, wird militärische Aufrüstung zuneh-
mend als alternativlos dargestellt. Krieg wird 
dabei mehr und 
mehr als norma-
ler Bestandteil 
von Politik be-
handelt.

B e s o n d e r s 
kritisch sehen wir 
die Rolle von Ro-
derich Kiesewet-
ter, der seit Jah-
ren offensiv für 

„Kriegstüchtigkeit“ 
und eine weite-

re Militarisierung der Gesellschaft wirbt. Wenn 
militärische Stärke und Durchhaltefähigkeit zum 
politischen Leitbild werden, geraten die histori-
schen Erfahrungen Deutschlands mit Aufrüstung, 
Nationalismus und Krieg zunehmend in den Hin-
tergrund.

Gerade deshalb war es wichtig, in Königs-
bronn sichtbar Widerspruch zu leisten. Frie-
denspolitik bedeutet für uns nicht Naivität, son-
dern die Überzeugung, dass Sicherheit langfristig 
nicht durch immer mehr Waffen und militärische 
Eskalation entsteht, sondern durch Diplomatie, 
Abrüstung, internationale Zusammenarbeit und 
soziale Sicherheit.

Natürlich lösen die zahlreichen Kriege welt-
weit, die fortschreitende Aufrüstung und die zu-
nehmende Militarisierung politischer Debat-
ten bei vielen Menschen Gefühle von Hilflo-
sigkeit und Ohnmacht aus. Umso wichtiger war 
es, in Königsbronn zu erleben, dass viele Men-
schen bereit sind, gemeinsam für Frieden, Dip-
lomatie und Abrüstung einzustehen. Die im Ver-
gleich zum Vorjahr deutlich größere Beteiligung 
an der Protestaktion hat uns Mut gemacht. Sie 
zeigt, dass der Wunsch nach friedlichen Lösun-
gen, internationaler Verständigung und einer Po-
litik jenseits militärischer Logik weiterhin viele 
Menschen bewegt. Für uns als Friedensbewe-
gung ist das ein wichtiges Signal und eine Ermu-
tigung, unsere Arbeit auch künftig engagiert fort-
zusetzen.

Antimilitarismus

Gegen den Militarisierungswahn  
Protest bei den Königsbronner Gesprächen 5auf 

agieren, wenn Konflikte bereits eskaliert sind. 
Friedensfähigkeit muss gelernt, eingeübt und 
gefördert werden. Dazu gehört die Fähigkeit, 
Konflikte gewaltfrei auszutragen, Kompromis-
se zu entwickeln und zu akzeptieren sowie Ver-
antwortung für das soziale Zusammenleben zu 
übernehmen.

In Baden-Württemberg existieren mit der 
Servicestelle Friedensbildung bereits wichtige 
Strukturen. Dennoch braucht es mehr als ein-
zelne Projekte. Friedensbildung muss dauerhaft 
und verbindlich in den Bildungsplänen verankert 
werden. Deshalb appellieren wir insbesondere 
an den baden-württembergischen Kultusminister 

Andreas Jung (CDU), die Forderungen der Peti-
tion aufzugreifen und sich sowohl im Land als 
auch auf Bundesebene für ihre Umsetzung ein-
zusetzen.

Friedensbildung verlangt Zeit, Engagement 
und Investitionen. Doch sie ist mit Sicherheit die 
bessere Investition als die Kosten von Krieg, Auf-
rüstung und dem Wiederaufbau zerstörter Ge-
sellschaften. Wir hoffen deshalb, dass sich den 
bisherigen Unterstützer*innen noch viele weite-
re Menschen anschließen und die Petition unter-
zeichnen. 

https://www.openpetition.de/petition/on-
line/frieden-in-den-lehrplan#petition-main



Adressenliste

DFG-VK-Gruppe  
Bodensee-Oberschwaben  
Bernd Wipper, Maurus-Betz-Str. 12, 
88662 Überlingen; 07551-3085066 
doc.b.wipper@t-online.de

DFG-VK-Gruppe Freiburg  
Postfach 5261, 79019 Freiburg 
Treffen: Büro im Friedenszentrum,  
Stühlinger Str. 7, 79106 Freiburg i. Br.
Tel.: 0761-7678089 
freiburg@dfg-vk.de freiburg.dfg-vk.de

DFG-VK-Gruppe Heidelberg 
c/o Kai-Uwe Dosch, Hohegasse 1,  
69181 Leimen; Tel.: 01525-6907676 
heidelberg@dfg-vk.de

DFG-VK-Gruppe/FI Heidenheim 
c/o Jutta Dorsch; Tel.: 07321-51447  
jutta.dorsch@t-online.de 
Gruppentreffen: 4. Dienstag im Monat 
um 19 Uhr im Bürgerhaus,  
Hintere Gasse 60, 89522 Heidenheim

DFG-VK-Gruppe Herrenberg-Böblingen 
Markus Rupprecht, Wengertweg 47, 
71083 Herrenberg; Tel.: 07032-2296153 
kdv-beratung-herrenberg@vodafone-
mail.de

DFG-VK-Gruppe Karlsruhe 
c/o Sonnhild Thiel, Alberichstraße 9, 
76185 Karlsruhe; Tel.: 0721-552270 
dfg-vk.karlsruhe@posteo.de 
karlsruhe.dfg-vk.de

DFG-VK-Gruppe Ludwigsburg 
c/o Wolfram Scheffbuch, Oberdorf- 
straße 9, 74366 Kirchheim am Neckar  
Tel.: 07143-94668, Mobil: 0173-7397214 
ludwigsburg@dfg-vk.de

DFG-VK-Gruppe  
Mannheim-Ludwigshafen 
c/o Friedensbüro Mannheim,  
Speyerer Str. 14, 68163 Mannheim 
Tel.: 0176-50218312 (Otto Reger)  
mannheim@dfg-vk.de  
mannheim.dfg-vk.de

DFG-VK-Gruppe Mittelbaden 
c/o Wolfgang Eberhardt, Mörikestraße 6, 
77654 Offenburg; Tel.: 0781-53669 
mittelbaden@dfg-vk.de

DFG-VK-Gruppe Neckar-Fils  
c/o Jürgen Flicker, Hauptstraße 46, 
73275 Ohmden , Tel.: 07023-2728  
jblfli@t-online.de

DFG-VK-Gruppe Pforzheim 
c/o Christof Grosse, Brettener Str. 41, 
75181 Pforzheim; Tel.: 07231-358765

DFG-VK-Gruppe Stuttgart 
Arndtstr. 31, 70197 Stuttgart 
stuttgart@dfg-vk.de; stuttgart.dfg-vk.de 
jeden 3. Dienstag im Monat Gruppen-
treffen um 19 Uhr in der Arndtstr. 31

DFG-VK-Gruppe Tübingen 
c/o Informationsstelle Militarisierung 
(IMI e.V.), Hechingerstr. 203, 72072 Tü-
bingen; Tel.: 07071-791703; tuebingen@
dfg-vk.de; www.imi-online.de

DFG-VK-Gruppe Ulm/Neu-Ulm 
c/o Markus Kiefer, Otto-Lilienthal- 
Weg 65, 89075 Ulm;  
Tel.: 0731-40300388; ulm@dfg-vk.de

DFG-VK-Landesverband BaWü 
Arndtstraße 31, 70197 Stuttgart 
Fon: 0176-56056618  
Mail: ba-wue@dfg-vk.de 
Web: bawue.dfg-vk.de 
Facebook: https://www.facebook.
com/groups/DFG.bawue/ 
Insta: friedensgesellschaft.bawue

Vor Kurzem ist bei der Rosa-Luxemburg- 
Stiftung eine Broschüre erschienen, die ei- 
nige der in der Wehrpflicht-Diskus- 

sion von ihren Befürwortern ständig vorgebrach- 
ten Argumente „zerpflückt“ und als das, was 
sie sind, entlarvt: nämlich Mythen mit we-
nig Wahrheitsgehalt und Überzeugungskraft. 
Autor der Veröffentlichung ist der langjährige 
DFG-VK-Aktive David Scheuing. Er nimmt acht 
der häufigsten Pro-Wehrpflicht-Thesen, prüft die 
Faktenlage und formuliert ein Fazit. Wir doku-
mentieren hier einige der Thesen und das jeweili-
ge Fazit – als „Appetit-Macher“ zum PDF-Down-
load und der Nutzung der Broschüre (rosalux.de).

Die Bundeswehr schützt unsere Freiheit – jede*r 
sollte dienen – Für den möglichen Fall, dass „un-
sere Freiheit“ durch (militärische) Verteidigung 
geschützt werden muss, ist eine Wehrpflicht 
nicht zwingend notwendig. Darüber hinaus stellt 
sich die generelle Frage, ob militärische Verteidi-
gung überhaupt Freiheitsrechte verteidigen kann. 
Denn gerade diese geraten in und durch kriegeri-
sche Handlungen häufig enorm unter Druck.

Angesichts der Bedrohungslage brauchen wir 
mehr Soldat*innen – ohne Wehrpflicht geht das 
nicht – Die Bedrohungserzählung, mit der die 
Vergrößerung der Streitkräfte begründet wird, ist 
vor allem unscharf, unspezifisch und unerklärt. 
Sie dient als Legitimation für einen grundsätzli-
chen Umbau der Armee und ist keine Antwort 
auf eine konkrete Bedrohung. Debatten zur Zi-
vilen Sicherheit werden dabei zunehmend mili-
tärisch gerahmt.

Die junge Generation ist viel zu verwöhnt – 
Junge Menschen sind we-
der faul noch verwöhnt. 
Sie sind einem Zwangs-
dienst zwar stark abge-
neigt, aber deshalb nicht 
weniger gesellschaftlich 
engagiert. Von diesen jun-
gen Menschen einzufor-
dern, sie sollten der Ge-
sellschaft „etwas zurück-
geben“, geht an den tat-
sächlichen Realitäten vor-
bei. Eher gilt es, Struktu-
ren und Konzepte der Ver-
teidigung anders zu den-
ken und nicht der jungen 
Generation einen neuen 
Zwangsdienst aufzubür-
den.

Es ist wichtig, der Posi-
tion entgegenzutreten, im 
Militärischen solle plötz-
lich das Prinzip der „Soli-
dargemeinschaft“ gelten, 

das in anderen gesellschaftlichen Bereichen tag-
täglich ad absurdum geführt wird.

Die Wehrpflicht hat noch niemandem ge-
schadet – Die Erzählung, dass die Wehrpflicht 
niemandem geschadet habe, lässt sich nicht auf-
rechterhalten. Die zahlreichen Berichte über 
Machtmissbrauch und körperliche Übergrif-
fe zeichnen ein anderes Bild. Von der viel be-
schworenen „Kameradschaftlichkeit“, die Soldat* 
innen in der Kaserne lernen, überträgt sich spä-
ter kaum etwas auf die Gesellschaft. Auch die 
Konsequenzen für Bildungs- und Entwicklungs-
biografien sind nur in wenigen, privilegierten Fäl-
len positiv. Sollte eine Wehrpflicht wieder einge-
führt werden, wären also auch negative Folgen 
zu erwarten.

Die Wehrpflicht ist gerecht – Eine Wehrpflicht 
ist derzeit nicht gerecht zu gestalten, wenn alle 
Menschen einer bestimmten Generation glei-
chermaßen von der Pflicht zum Kriegsdienst be-
troffen sein sollen. Weil nicht alle Männer einer 
Generation in der Bundeswehr gebraucht wer- 
den, müssen immer Kriterien für die Auswahl an-
gelegt werden. Auch ein Losverfahren überwin-
det diese Wehrungerechtigkeit nicht. Die Wehr-
pflicht als gerecht darzustellen, ignoriert und ver-
schleiert darüber hinaus gesellschaftliche Un-
gleichheit.

Wehrpflicht heißt nicht Kriegseinsatz – Dass 
auch Wehrpflichtige zu einem aktiven Frontein-
satz herangezogen werden, ist nicht ausgeschlos-
sen. Wehrpflichtige haben im Verteidigungsfall 
keine Möglichkeit, einer sogenannten Kampfein-
satzverwendung zu widersprechen. Allerdings 
ist nicht zu erwarten, dass sie als Erste eingesetzt 

werden. Weil in der Diskussi-
on um das Für und Wider der 
Wehrpflicht gerade der Vertei-
digungsfall als eines der zen-
tralen Argumente angeführt 
wird, ist es wichtig, die unver-
bindliche Beruhigungspille der 

„Verschonung“ Wehrpflichtiger 
nicht zu schlucken, sondern 
sich den „Ernstfall“ klar vor Au-
gen zu führen.

Wer nicht zur Bundeswehr 
möchte, kann ja verweigern 

– Das Grundgesetz schreibt 
fest, dass die bürgerliche Be-
reitschaft zur Kriegsteilnahme 
das „Normale“ ist, während 
die Ablehnung begründet und 
die Verweigerung „genehmigt“ 
werden muss. Das Grundrecht 
auf KDV aus Gewissensgrün-
den ist mit hohen Anforderun-
gen verknüpft und weist viele 
Hürden auf.

Antimilitarismus

„Die Wehrpflicht hat noch niemandem geschadet“  
Mythen und Fakten in der Debatte über den Kriegsdienstzwang5auf 

Die 40-seitige Broschüre kann als PDF kostenlos he-
runtergeladen werden unter https://www.rosalux.de/
fileadmin/rls_uploads/pdfs/Argumente/lux_argu_31_
Wehrpflicht.pdf


